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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundes- 
kanzler Brandt in Erfurt dem Ministerratsvor- 
sitzenden Stoph zugesagt hat, daß in Zukunft 
die Mineralölversorgung Westberlins in einer 
Größenordnung von 650 000 Tonnen durch die 
DDR erfolgen soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Welche Bundesleistungszentren für den Sport 
wird der Bund in München nach den Olympi- 
schen Spielen 1972 errichten, und welche wei- 
teren Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu treffen, um die olympischen Anlagen 
in optimaler Weise für den Leistungssport 
nutzbar zu machen? 


3. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
Weigl daß alle ehemaligen Kommunalbeamten, die 

eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst der DDR 
wegen politischer Verfolgung aufgeben muß- 
ten und heute in der Bundesrepublik leben, 
eine ausreichende beamtenrechtliche Alters- 
versorgung erhalten? 


4. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, denen zufolge die 
Hansen griechischen Generaikonsule in Hannover und 

Düsseldorf die Organisatoren von Schläger- 
gruppen regimefreundlicher Griechen sein sol- 
len, die ihre andersdenkenden Landsleute ter- 
rorisieren? 


5. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die für wie- 
Hansen derholte Übergriffe verantwortlichen antide- 

mokratischen Verbände der Griechen in der 
Bundesrepublik Deutschland zu verbieten und 
aufzulösen? 


6. Abgeordneter 

Hauser 

(Bad Godesberg) 


Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregie- 
rung aus der in Nordrhein-Westfalen und an- 
deren Ländern vorgesehenen Neuregelung 
der Lehrer- und Richterbesoldung für die Be- 
soldung des allgemeinen Verwaltungsdienstes 
zu ziehen? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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7. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Hauser rung zu ergreifen, um angesichts der allge- 

(Bad Godesberg) meinen Besoldungsentwicklung die Attraktivi- 
tät des Dienstes in den obersten Bundesbe- 
hörden wiederherzustellen? 

8. Abgeordneter Wird die Bundesregierung eine Gesetzesinitia- 

Dr. Böhme tive ergreifen für den Fall, daß die Direktwahl 

in allen Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft in naher Zukunft nicht zustandekommt, 
mit dem Ziel, die Wahl der deutschen Mit- 
glieder des Europa-Parlaments spätestens zu- 
sammen mit der nächsten Wahl zum Deutschen 
Bundestag vorzusehen? 

9. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für mit dem 

Dröscher Gleichbehandlungsgebot vereinbar, daß ein 

Oberfeldwebel a. D. mit bei der Heeresfach- 
schule für Verwaltung abgelegter Abschluß- 
prüfung II, der am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit 
von 10 Jahren und 220 Tagen abgeleistet hatte, 
auf Grund einer Wehrdienstbeschädigung von 
20Vo einen Unterhaltsbeitrag nach § 29 G 131, 
§ 142 Abs. 2 und § 181 a Abs. 4 BBG nur aus 
der Besoldungsgruppe A 6 Stufe 8 erhält, 
während Berufsunteroffiziere mit einer Dienst- 
zeit von mehr als 12 Jahl-en am 8. Mai 1945, 
die die Abschlußprüfung II erfolgreich abge- 
legt haben, ihre Versorgungsbezüge aus der 
Besoldungsgruppe A 9 erhalten? 

10. Abgeordneter Wer war verantwortlich (aufgegliodert nach 

Rasner den einzelnen Teilgebieten) für die Sicher- 

heits- und Polizeimaßnahmen anläßlich des 
Treffens in Kassel? 

11. Abgeordneter Weshalb wird Arbeitnehmern im öffentlichen 

Pieroth Dienst, die als Wehrpflichtige eingezogen 

waren, nach dem Wiedereintritt in ihre Be- 
schäftigung im öffentlichen Dienst bei der 
Bemessung der Höhe der Sonderzuwendung 
die Wehrdienstzeit nicht angerechnet, wäh- 
rend sie Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
angerechnet wird? 

12. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Pieroth durch dieses Bemessungsverfahren den Wehr- 

pflichtigen gegenüber den Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit, aber auch gegenüber den 
nicht zum Wehrdienst herangezogenen Kolle- 
gen ein weiterer zusätzlicher Nachteil entsteht 
und damit der Wehrgerechtigkeit nicht ge- 
dient wird? 

13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 

Josten erneuten Hochwasserschäden am Rhein und 

seinen Nebenflüssen ihre vorgesehenen Hilfs- 
maßnahmen in Verbindung mit den Ländern 
zu erweitern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Zuständig- 

Müller keit der Ortsgerichte soweit wieder herzustel- 

(Niederfisdibach) len, daß schriftliche Beglaubigungen in Grund- 
buchangelegenheiten wieder durch die Ortsge- 
richte vorgenommen werden können? 

15. Abgeordneter Ist es richtig, daß im Bundesjustizministerium 
von Thadden Anträge von SPD-Gremien zum SPD-Parteitag 

in Saarbrücken in größerer Zahl während der 
Dienststunden auf ihren Gehalt überprüft und 
Beratungshilfe gegeben wurde? 

16. Abgeordnete Bis wann kann mit der Vorlage der Ratifizie- 

Frau Klee rungsgesetze der Europäischen Konvention 

über die Adoption von Kindern an die ge- 
setzgebenden Körperschaften gerechnet wer- 
den? 

17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sobald die Er- 

Dr. Schmitt- gebnisse der Ermittlungen über die Ausschrei- 

Vockenhausen tungen am 9. Mai 1970 in Berlin es ermög- 
lichen, mitzuteilen, welche strafrechtlichen 
Konsequenzen sich daraus ergeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


18. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung von der durch 

Krammig die Finanzverfassungsreform erweiterten Ge- 

setzgebungskompetenz in Artikel 105 des 
Grundgesetzes Gebrauch machen, um die Ver- 
einheitlichung des Grunderwerb- und Feuer- 
schutzsteuerrechts, das in den Bundesländern 
unterschiedlich geregelt ist, insbesondere im 
Hinblick auf Artikel 3 des Grundgesetzes hcr- 
beizuführen? 

19. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es mit dem Grund- 

Krammig gesetz für vereinbar, daß über 80 v. H. der 

Erwerbsvorgänge von der Grunderwerbsteuer 
befreit sind? 

20. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Erlaß des Bun- 

Dr. Pohle desministeriums der Finanzen vom 19. Dezem- 

ber 1969 (IV A/3 - S 7700 - 52/69) mit dem 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung und in diesem Zusammenhang mit den 
Grenzen der Typisierung im Steuerrecht für 
vereinbar, obgleich in diesem Erlaß die sog. 
Verbringensfälle nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des 
Absicherungsgesetzes nicht berücksichtigt 
sind? 
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21. Abgeordneter Hält die Bundesregierung, falls sie die vor- 

Dr. Pohle stehende Frage bejaht, an ihrer Auffassung 

auch dann noch fest, wenn nachgewiesen wird, 
daß in Verbringensfällen Währungsverluste 
eingetreten sind und die Sonderumsatzsteuer 
zu einer Doppelbelastung geführt hat, oder ist 
die Bundesregierung dann bereit, auch für 
diese Fälle die Möglichkeit eines Erlasses der 
Sonderumsatzsteuer in dem für Ausfuhrliefe- 
rungen geltenden Rahmen zu eröffnen? 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 

Meister Finanzministerium der DDR eine Erhöhung der 

Steuerausgleichsabgabesätze für westdeutsche 
und Westberliner Unternehmen angekündigt 
hat, und wie gedenkt die Bundesregierung 
dem zu begegnen? 

23. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegebenenfalls ähn- 

Meister liehe Maßnahmen für gewerbliche Fahrzeuge 

aus der DDR in Erwägung ziehen? 

24. Abgeordneter Auf welche Höhe könnte der Sonderausgaben- 
von Bockeiberg pauschbetrag für Arbeitnehmer (§ 10 c Ziff. 1 

EStG) festgesetzt werden, wenn Minderein- 
nahmen an Einkommen- und Lohnsteuer in 
Höhe von 900 Millionen DM für diese Maß- 
nahme veranschlagt würden? 

25. Abgeordneter Wieviel Anträge auf Lohnsteuer-Jahresaus- 
von Bockeiberg gleich und wieviel Anträge auf Lohnsteuer- 
ermäßigung würden überflüssig werden? 

26. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die 

Würtz Steuerlastquote von nahezu 2lVo für die ge- 

meinnützige Einrichtung des Bundeswehr-So- 
zialwerkes, das von den gewährten Zuschüs- 
sen des Bundes im Jahr 1969 200 000 DM 
Steuern zahlen mußte, zu vermindern? 

27. Abgeordneter Sind der Bundesregierung bereits genauere 

Fellermaier Zahlen über den Gesamtschaden bekannt, der 

dem Bund im „Landshuter-Komplex“ des soge- 
nannten „Süddeutschen Getreide-Skandals'" 
entstanden ist, welcher derzeit Gegenstand 
eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs- 
verfahrens bildet? 


28. Abgeordneter Hat die Bundesregierung den ihr nachgeord- Der Fragesteller 
Dr. Jungmann neten Finanzbehörden Anweisung erteilt, Pra- um schrift- 

xisgemeinschaften und Apparategemeinschaf- Beantwortung 
ten von Ärzten entgegen der Vorschrift des 
§ 4 Ziff. 14 des Umsatzsteuergesetzes nicht 
von der Umsatzsteuerpflicht freizustellen, ob- 
wohl ärztliche Gemeinschaftspraxen ebenso 
wie die sonstige Tätigkeit als Arzt nicht der 
Umsatzsteuerpflicht unterliegen? 


5 



Drucksache Vl/809 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


29. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


30. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


31. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


32. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


33. Abgeordneter 

Strauß 


Ist die Bundesregierung bereit, auch den Eltern 
bei der Einkommensteuer Freibeträge zuzu- 
billigen für die Kinder, die älter als 27 Jahre 
sind, aber ihre Berufsausbildung noch nicht 
abgeschlossen haben und von den Eltern über- 
wiegend unterhalten werden? 

Trifft es zu, daß für französischen Schaum- 
wein, der auf einen Druck zwischen 2,5 und 
3 atü — in jedem Fall unter 3 atü — gestellt 
ist, bei der Einfuhr zunächst ordnungsgemäß 
die Steuer entrichtet, diese aber dann von den 
Zollämtern zurückerstattet wird, weil erst dann 
geltend gemacht wird, daß der Druck unter 
3 atü liege? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß — wie früher über Süd- 
baden — jetzt hauptsächlich über saarländi- 
sche aber auch andere Grenzzollstellen aus- 
ländische Schaumweine mit einem Kohlen- 
säuredruck unter 3 atü bei 20*^ C eingeführt 
und in Verkehr gebracht werden können, wo- 
bei entweder die Schaumweinsteuer überhaupt 
nicht entrichtet oder aber später zurückgefor- 
dert und allem Anschein nach von den Zoll- 
ämtern auch ohne weiteres erstattet wird? 

Warum stellt die Bundesregierung nicht die 
notwendige Zusammenarbeit und gegenseitige 
Unterrichtung der Grenzzolldienststellen und 
der Lebensmittelkontrolle sicher, um zu ver- 
hindern, daß nicht verkehrsfähige Schaum- 
weine auf den deutschen Markt kommen, ob- 
wohl nach der bereits in Kraft befindlichen 
Vorschrift des § 69 Abs. 5 des neuen Wein- 
gesetzes von den dort gegebenen „Befugnissen 
zur Auskunftserteilung auch Gebrauch ge- 
macht werden muß" (siehe Schriftlicher Be- 
richt zum Weingesetz — Drucksache V/4072 — - 
Seite 27)? 

Ist Bundesfinanzminister Möller bereit, die 
Mehranforderung der Ressorts für den Finanz- 
plan 1970 bis 1974 und die sonstigen Aus- 
gaberisiken, die sich nach Presseberichten ge- 
genüber dem geltenden Finanzplan für 1971 
auf 30 Milliarden DM belaufen sollen, dem 
Deutschen Bundestag zur Kenntnis zu geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


34. Abgeordneter Welche Haushaltsbelastungen erwartet die 

Röhner Bundesregierung (einschließlich der Zuschüsse 

für den Einsatz von Kohle in Wärmekraftwer- 
ken) durch die nicht mehr zu vermeidende 
Anhebung der Kohlepreise? 
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35. Abgeordneter Welche Deckungsmöglichkeiten sind für diese 

Röhner Belastungen vorgesehen? 

36. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich die Diskonterhöhung auf 

Baier die Ziegelindustrie infolge eines Nachlasses 

der öffentlichen und privaten Wohnungsbau- 
tätigkeit in besonderem Maß nachteilig aus- 
wirkt und hier einen Absatzrückgang hervor- 
rufen wird? 

Hält die Bundesregierung die in einem Schrei- 
ben des Bundesverbandes der deutschen Zie- 
gelindustrie an den Bundesminister für Wirt- 
schaft vom 27. April 1970 enthaltenen Vor- 
schläge für geeignet, den durch die Diskont- 
erhöhung besonders betroffenen Wirtschafts- 
zweigen, darunter der Ziegelindustrie zu hel- 
fen? 

38. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 

Dr. Warnke rung des Vizepräsidenten der Deutschen Bun- 

desbank, Emminger, der nach der Sitzung des 
Zentralbankrates vom 13. Mai 1970 erklärt hat, 
daß „nach Ansicht der Deutschen Bundesbank 
nur eine Preissteigerung von jährlich 2Vo trag- 
bar sei"? 

39. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Dr. Warnke gierung zu ergreifen, um der Auffassung der 

Deutschen Bundesbank zu entsprechen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

40. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung volkswirtschaft- 

Schmidt lieh für vertretbar, daß im Einzugsbereich 

(München) kommunaler Schlachthöfe, die zum Teil mit 

erheblichen Kosten ausgebaut wurden, aber 
bis heute nicht voll ausgelastet sind, private 
Schlachthöfe mit öffentlichen Mitteln gefördert 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Fehlleitung der öffentlichen Mittel zur Er- 
richtung privater Schlachthöfe nicht nur eine 
große Zahl von Arbeitsplätzen sondern auch 
durch die erhöhten Kosten viele mittelständi- 
sche Betriebe in ihrer Existenz gefährdet sind? 

42. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Abgabe 
Höcherl von insgesamt 40 000 Tonnen Butter von der 

Interventionsstelle mit einem Abschlag von 
1,25 DM je Kilo in den Monaten Dezember 
1969 bis Januar 1970, und ist ihr bekannt, ob 
durch diese Aktion ein echter Mehrverbrauch 
an Butter entstanden ist oder mußten hier- 
durch gewisse Mengen Frischbutter zusätzlich 
in die Intervention gegeben werden? 


41. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


37. Abgeordneter 

Baier 
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43. Abgeordneter 
Höcherl 


44. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


45. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


46. Abgeordneter 
Weigl 


47. Abgeordneter 
Mertes 


48. Abgeordneter 
Niegel 


Hält die Bundesregierung die durch diese 
Aktion verursachten Kosten von ca. 50 Millio- 
nen DM durch den Effekt dieser Maßnahme 
für gerechtfertigt? 

Welche „Abstriche von Zusagen in der Regie- 
rungserklärung'' hat die Bundesregierung ge- 
macht, über die die Landwirtschaft nach den 
Worten des Präsidenten des Deutschen Bau- 
ernverbandes angeblich enttäuscht ist? 

Kann mir die Bundesregierung sagen, welche 
Aufgaben die „Abwicklung des Reichsnähr- 
standes und seine Zusammenschlüsse" in Bonn 
heute noch hat, und wann diese Aufgaben 
voraussichtlich beendet sein werden? 

Warum verhilft die Bundesregierung dem 
deutschen Verbraucher angesichts größerer 
Kälber- und Kalbfleischimporte in die Bundes- 
republik Deutschland nicht durch eine ver- 
billigte Abgabe von Magermilchpulver aus 
Überschußbeständen an die deutsche Land- 
wirtschaft zu billigeren Kalbfleischpreisen? 

Treffen Meldungen zu, wonach die sogenannte 
Molkereibutter voraussichtlich schon Ende 
dieses Monats nur noch um etwa 10 Pfennige 
billiger sein wird als frische deutsche Mar- 
kenware und darüber hinaus von vielen Ge- 
schäften überhaupt nicht mehr wird angeboten 
werden können, und worauf ist das nach An- 
sicht der Bundesregierung zurückzuführen? 

Welche Gründe haben zu der Meldung der 
Süddeutschen Zeitung vom 5. Mai 1970 ge- 
führt, die sich auf Äußerungen von Bundes- 
kanzler Brandt beruft, „der offensichtlich tief 
besorgt über die Verschlechterung der Han- 
delsbeziehungen zu den USA und deren mög- 
lichen politischen Auswirkungen eine 15pro- 
zentige Getreidepreissenkung für angemessen 
halte, wofür den Bauern aus dem Haushalt 
ein Ausgleich gewährt werden müsse"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


49. Abgeordneter In welchem Umfang wurden von der Bauwirt- 
Heyen Schaft im vergangenen Winter die Möglich- 

keiten zur Förderung des Winterbaus in An- 
spruch genommen? 


50. Abgeordneter Welche Veränderungen der Fördermöglich- 
Heyen keiten plant die Bundesregierung, um eine 

weitere Verbesserung der produktiven Win- 
terbauförderung zu erreichen? 
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51. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


52. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


53. Abgeordneter 

Varelmann 


54. Abgeordneter 

Varelmann 


55. Abgeordneter 

Dr. Unland 


56. Abgeordneter 

Dr. Unland 


57. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbe- 
sondere Eltern, die jetzt im hohen Alter stehen 
und die ihre Kinder im Krieg verloren haben, 
bittere Not leiden, da sie lediglich auf sehr 
niedrige Elternrenten aus dem Bundesver- 
sorgungsgesetz angewiesen sind und ein Zu- 
verdienst nur in geringem Maß ohne Beein- 
trächtigung der Rente möglich ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bundes- 
versorgungsgesetz so zu ändern, daß alle 
Kriegseltern über 65 Jahre unbeschadet et- 
waiger Arbeitsverdienste in den Genuß ihrer 
Elternrenten kommen? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß die Aitersrentner an den Heilmaßnahmen 
der Rentenversicherung nicht beteiligt sind, 
und ist eine Änderung in Aussicht genommen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die der- 
zeitige Regelung sowohl von den Arbeitge- 
bern als auch den Arbeitnehmern eine harte 
Kritik findet, und man die Ausschließung der 
Rentner von Heilmaßnahmen nach einer lan- 
gen Versicherungszeit nicht für vertretbar 
hält? 

Ist für die Erste und Zweite Angestelltenprü- 
fung gemäß § 25 BAT und Anlage 3 dazu ab 
1. September 1970 ausschließlich § 46 des 
Berufsbildungsgesetzes maßgebend, oder gilt 
weiter uneingeschränkt das Tarifrecht? 

Bedeutet nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Satz in § 46 des Berufsbildungsge- 
setzes . kann die zuständige Stelle Prü- 
fungen durchführen", daß diese zuständige 
Stelle künftig ausschließlich zuständig ist oder 
nur subsidiär neben anderen bereits bestehen- 
den Einrichtungen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Arbeitgebern, 
die behinderten Jugendlichen geeignete Be- 
schäftigungsmöglichkeiten bieten oder im 
Rahmen einer Berufsausbildung geeignete be- 
hinderte Jugendliche, die eine Sonderschule 
absolviert haben, in Lehr- oder Anlernsteilen 
übernehmen, Steuervergünstigungen zu ge- 
währen, oder welche anderen Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, Anreize für Arbeit- 
geber zu schaffen, diese Jugendlichen in geeig- 
nete Lehr-, Anlern- oder Arbeitsstellen zu 
übernehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

58. Abgeordneter Ist ausreichend Vorsorge getroffen, daß 
Ernesti schwerbeschädigte Soldaten so verwendet 

werden, wie es ihrem Leistungsvermögen und 
ihren Fähigkeiten entspricht (Schwerbeschädig- 
tenerlaß Nr. 76, VMBl. 66/ Nr. 13)? 
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59. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die neuen Richtlinien 

Dr. Klepsch für Beurteilungen von Soldaten keine Hin- 

weise auf die Beurteilungsbestimmungen des 
Schwerbeschädigtenerlasses enthalten (VMBl. 
66/ Nr. 13)? 

60. Abgeordneter Ist im Bundesministerium der Verteidigung 

Dr. Klepsch bekannt, daß der Bedarf der Geräteeinheiten 

und der Sicherungseinheiten im Rahmen der 
Territorialverteidigung nur zu einem geringen 
Teil mit voll ausgebildeten Grenadieren abge- 
deckt ist? 


61. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Auffassung 

Ott der in der Augsburger Allgemeinen Zeitung 

vom 1. Mai 1970 wiedergegebenen Stellung- 
nahme von Staatssekretär Berkhan, wonach 
„die Politik der Bundesregierung, insbeson- 
dere die Ostpolitik, nicht durch Äußerungen 
von Bundeswehroffizieren oder auch Politi- 
kern" in der Öffentlichkeit kritisch gewürdigt 
werden darf? 


62. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem im 

Ott Grundgesetz verbürgten Recht auf freie Mei- 

nungsäußerung von Politikern und Staats- 
bürgern in Uniform, Vv^enn diese nicht regie- 
rungskonform sind? 

63. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Bremer es nicht vertretbar ist, noch länger auf end- 

gültige Ergebnisse der langjährigen flugmedi- 
zinischen Untersuchungen über die Belastungs- 
werte von Flugzeugführern zu warten und 

stattdessen die vorliegenden Ergebnisse aus- 

zuwerten? 


64. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der von ihr in 
Bremer Aussicht gestellten Neuregelung der Flieger- 

zulage die besonderen Belastungen der Flug- 
lehrer entsprechend berücksichtigen? 


65. Abgeordneter Trelfen Pressemeldungen zu, wonach in diesem 
Wagner Jahr Abiturienten, die zum Jahresende aus 

(Günzburg) dem Grundv/ehrdienst entlassen werden, nicht 

zur Aufnahme ihres Studiums vorzeitig beur- 
laubt werden? 


66. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen des Bundes- 
Dröscher Verteidigungsministeriums gediehen, den ge- 

werkschaftlichen Vorschlägen und der beim 
Truppendienst erwiesenen Notwendigkeit 
nachzukommen, Fahrkostenersatz und Ver- 
pflegungszuschuß für Soldaten und für Zivil- 
beschäftigte gleich zu regeln? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


67. Abgeordneter 

Petersen 


68. Abgeordneter 

Petersen 


69. Abgeordneter 

Leicht 


70. Abgeordneter 
Niegel 


71. Abgeordneter 
Dr. Arnold 


72. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


73. Abgeordneter 
Dasch 


Nach welchen Gesichtspunkten wurde die 
Richtlinienkommission für den Bundesjugend- 
plan beim Bundeministerium für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit zusammengesetzt, und 
gehört dieser Kommission ein Vertreter der 
Internationalen Gemeinschaftsdienste an? 

Wenn nein, teilt die Bundesregierung meine 
Auffassung, daß die Internationalen Gemein- 
schaftsdienste wesentlich zur internationalen 
Begegnung beitragen, zumal sie ja keine 
flüchtigen Begegnungen, sondern gemeinsame 
konstruktive Arbeiten vermitteln? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung für das deutsche Weingesetz aus der 
EWG-Marktordnung ziehen? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
zum Ergebnis der Untersuchung von Dr. Diet- 
rich Oeter vom Hygienischen Institut der Ge- 
sundheitsbehörde Hamburg ein, wonach fest- 
gestellt wurde, daß bei Bewohnern der oberen 
Stockwerke von Hochhäusern die Krankheits- 
gefahren gegenüber den in den unteren Stock- 
werken wohnenden größer sind, und welche 
Konsequenzen zieht sie daraus in ihrer Städte- 
und Wohnungspolitik? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die uneingeschränkte Verbreitung von Tages- 
zeitungen und politischen Zeitschriften porno- 
graphischen Inhalts auch an Jugendliche, die in 
St. Pauli/Hamburg in Millionenauflage herge- 
stellt werden, bedenklich ist? 

Welche Maßnahmen kann und will die Bun- 
desregierung ergreifen, wenn sie die Massen- 
verbreitung von Pornozeitungen an die heran- 
wachsende Jugend nicht billigt? 

Sind der Bundesregierung die Klagen der Be- 
wohner sogenannter Entlastungsstädte oder 
neuer Großsiedlungen, wie z. B. München- 
Perlach, bekannt, daß mehrfach nicht genü- 
gend Kindergärten, Spielplätze und Sportan- 
lagen für die Kinder eingeplant wurden? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf den Vor- 
Köster stand der Deutschen Bundesbahn hinzuwirken, 

daß Fahrgastfahrten, Bereitschaften und be- 
triebsbedingte Pausen voll auf die Arbeitszeit 
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75. Abgeordneter 
Köster 


76. Abgeordneter 

Peiter 


77. Abgeordneter 

Peiter 


78. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


79. Abgeordneter 
Dasch 


80. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


81. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


des Fahrpersonals angerechnet werden, zumal 
die Arbeitszeitregelung bei anderen staatli- 
chen Eisenbahnen für das Fahrpersonal we- 
sentlich günstiger sind, die Niederländische 
Eisenbahn z. B. die sogenannten Wartezeiten 
voll auf die Arbeitszeit anrechnet? 


Was hat die Bundesregierung auf Grund der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
23. Juni 1965 • — Drucksache V/195 — getan, 
um den Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
zu veranlassen, die Dienstdauervorsdiriften 
der Deutschen Bundesbahn für das Betriebs- 
und Verkehrspersonal entsprechend zu ver- 
bessern? 


Welche Erfahrungen wurden mit den ver- 
schiedentlich an Bäumen am Rand von Bun- 
d^sstraßen angebrachten Stanniolstreifen zur 
Abschreckung des Wildes gemacht? 


Ist beabsichtigt, diese relativ billigen Maß- 
nahmen auf das gesamte Bundesstraßennetz 
auszudehnen? 


Ist trotz der akuten Personalnot bei der Deut- 
schen Bundesbahn, insbesondere bei den tech- 
nischen Kräften, damit zu rechnen, daß der 
Bau der S-Bahn in der Region München bis zu 
den Olympischen Spielen 1972 abgeschlossen 
werden kann, und ist insbesondere gewähr- 
leistet, daß bis dahin der Innenausbau und die 
technischen Anlagen der S-Bahn fertiggestellt 
sein werden? 


Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn, an Vor- 
tagen von sogenannten langen Wochenenden, 
wie z. B. am Donnerstag, dem 28. Mai 1970, 
einen verstärkten Zugverkehr einzuplanen, 
damit die Tages- oder Wochenpendler, welche 
zum Unterschied von normalen Wochenenden 
mit verstärktem Freitags- und normalen 
Samstagsverkehr auf wenige Verbindungen 
zusammengedrängt werden, auch an diesen 
Tagen nicht auf Stehplätze zusammengedrängt 
in überfüllten Zügen heimfahren müssen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die innerdeutschen Flüge der Lufthansa 
so zu organisieren, daß ein Reisender es 
wagen kann, auch bei Termingebundenheit 
mit der Lufthansa zu fliegen? 


Wäre nicht die Zulassung privater Luftlinien 
im innerdeutschen Verkehr ein geeignetes 
Mittel, einen einigermaßen geordneten und 
pünktlichen Reiseverkehr zu gewährleisten? 
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82. Abgeordneter 
Schwabe 


83. Abgeordneter 

Schwabe 


84. Abgeordneter 

Stein 

(Honrath) 


85. Abgeordneter 

Stein 

(Honrath) 


Trifft es zu, daß die 30 Millionen Serien von 
Gedenkmarken der Deutschen Bundespost für 
Beethoven, Hegel und Hölderlin bereits nach 
wenigen Tagen ausverkauft waren? 

Wenn ja, gedenkt die Deutsche Bundespost 
einen Nachdruck zu veranlassen, zumal im 
Beethoven-Jahr eine längere Bereitstellung 
gerade der Erinnerungsmarke an diesen welt- 
berühmten Künstler sicherlich von Vorteil 
wäre und da mit einer solchen Neuauflage 
einer übermäßigen Briefmarkenspekulation 
entgegengewirkt werden könnte? 

Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundes- 
post bei den organisatorischen Maßnahmen 
in neugegliederten Gemeinden nicht einheit- 
lich vorgeht, daß insbesondere in den Kreisen 
Herford und Lemgo sowie im westlichen Mün- 
sterland auch jetzt noch die Ortsbezeichnung 
selbständiger Ortschaften als Bindestrich-Zu- 
satz — im Einklang mit dem von der Regie- 
rung des Landes Nordrhein-Westfalen aus- 
drücklich hervorgehobenen Interesse, die Na- 
men der bisherigen Gemeinden als Ortschafts- 
namen zu erhalten (Beantwortung der Kleinen 
Anfrage Nr. 533, Drucksache 1840 des Land- 
tages Nordrhein-Westfalen vom 6. März 
1970) — bestehen bleibt, während in anderen 
Bereichen, vor allem im Bereich der Ober- 
postdirektion Köln, alte Ortsbezeichnungen 
im postalischen Verkehr nicht mehr zugelassen 
werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese organisa- 
torischen Maßnahmen der Deutschen Bundes- 
post aus strukturpolitischen Gründen zum 
Schutz der wirtschaftlichen Interessen der mitt- 
leren und kleineren Wirtschaftsbetriebe sowie 
zur Wahrung der historischen und kulturellen 
Belange der betroffenen Ortschaften zu über- 
prüfen, mit dem Ziele, daß — in Überein- 
stimmung mit der Auffassung der Landesregie- 
rung von Nordrhein-Westfalen — auch bei 
postalischen Anschriften der bisherige Orts- 
name in einer Anschrift neben dem Gemeinde- 
namen als Bindestrich-Zusatz erhalten bleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


86. Abgeordneter 

Dichgans 


Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land leben gegenwärtig noch in Notunterkünf- 
ten? 


87. Abgeordneter 

Dichgans 


Auf welche Zahl glaubt die Bundesregierung, 
die Notunterkünfte bis zum Ende der Legis- 
laturperiode vermindern zu können? 
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88. Abgeordneter 

Mertes 


89. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


90. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


91. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


92. Abgeordneter 

Dr. Weber 


(Köln) 


Ist nach Meinung der Bundesregierung sicher- 
gestellt, daß die derzeitigen Mieterhöhungen 
auf Grund höherer Hypothekenzinsen nach 
deren Senkung auch wieder ermäßigt werden, 
oder besteht für die Baugesellschaften eine 
gesetzliche Verpflichtung dazu nicht? 

Trifft es zu, daß die Mieten für Bundesbe- 
dienstetenwohnungen für Soldaten und Zivil- 
bedienstete, die mit Bundesdarlehen errichtet 
wurden, durch die jüngsten beträchtlichen An- 
hebungen eine Erhöhung von bisher insgesamt 
80 Prozent erfahren haben? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um den Angehörigen der Bun- 
deswehr Wohnungen mit angemessenen Mie- 
ten zu beschaffen? 

Hält die Bundesregierung die Bestimmungen 
des Gesetzes über die Unterkunft bei Bauten 
vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1234) und 
die Ausführungsverordnung vom 21. Februar 
1959 (BGBl. I S. 44) — insbesondere hinsicht- 
lich der Ausstattung und Belegungsstärke der 
Räume — für gesundheitspoiitisch und sozial 
noch für tragbar und förderungswürdig? 

Hält die Bundesregierung es für zulässig, bei 
der Errichtung oder Umbelegung von Heimen 
derart zu unterscheiden, daß bei Unterkünften 
für Deutsche mindestens eine Wohnfläche von 
8 qm je Person, bei Ausländerunterkünften 
eine solche von 5 qm je Person zulässig ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


93. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in 
welchem Umfang das Fachgebiet „Sicherheits- 
technik" an den technischen Hochschulen, den 
technischen Universitäten, den Ingenieurschu- 
len und Ingenieurakademien in der Bundes- 
republik Deutschland studiert werden kann? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 


94. Abgeordnete War das Bundesministerium für Bildung und 
Frau Dr. Walz Wissenschaft nach dem sehr ausführlichen 
Hearing vor dem Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft mit sämtlichen Gruppen der 
zukünftigen Gesamthochschule und, nachdem 
die Vorstellungen dieser Gruppen zumeist 
im Druck vorliegen, nicht in der Lage, „kon- 
krete Formulierungsvorschläge sowie Hin- 
weise darüber, wo Kompromisse möglich sind" 
zu erarbeiten, so daß diese Besprechungen, 
wie der Frankfurter Rundschau vom 30. April 
1970 zu entnehmen war, in diesem Ministerium 
mit derselben Besetzung fortgesetzt werden 
mußten? 
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95, Abgeordnete Beinhaltet die „Milieu-Quote", die nach einer 

Frau Dr. Walz Meldung der Frankfurter Rundschau vom 

30. April 1970 vom Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft neben dem Losver- 
fahren im Rahmen des numerus clausus in 
Erwägung gezogen wird, daß bei gleichen 
Leistungen Studenten aus den sozial benach- 
teiligten Schichten vorrangig zugelassen wer- 
den, oder beinhaltet sie, daß in diesen Fällen 
geringere Leistungen für eine Zulassung aus- 
reichend sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

96. Abgeordneter Besteht nach Auffassung der Bundesregierung 

Wolfram ein Zusammenhang zwischen dem Grad des 

Wohlstands eines Entwicklungslandes und der 
Nutzbarmachung seiner Bodenschätze? 

97. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Wolfram rung, Entwicklungsländern zu helfen, ihre 

Bodenschätze zu erschließen und zu verwerten 
und kann das in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorhandene „know how" sinnvoll einge- 
setzt werden? 

98. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu den sechs 

Josten politischen Forderungen, welche die Träger 

der Aktion „Friedensmarsch 70", vor allem 
die katholische und evangelische Jugend 
Deutschlands an die Bundesregierung gerich- 
tet haben? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


99. Abgeordneter Ist eine vom Münchener Merkur in seiner 
Haase Ausgabe vom 6. Mai 1970 verbreitete Meldung 

(Kassel) zutreffend, wonach im Rahmen der deutsch- 

polnischen Gespräche die Geltendmachung von 
Reparations- oder Wiedergutmachungsforde- 
rungen gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland von polnischer Seite angekün- 
digt worden ist? 

100. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Dr. Giulini geben, ob Japan nach dem Start des russischen 

Satelliten es entgegen früheren Verlautbarun- 
gen ablehnt, den Atomwaffensperrvertrag zu 
unterzeichnen bzw. zu ratifizieren? 

101. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Geisenhofer der Forderung des Europäischen Parlaments 

nach allgemeinen, freien, unmittelbaren euro- 
päischen Wahlen Geltung zu verschaffen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordnete Wie steht die Bundesregierung nun tatsächlich 

Frau Dr. Walz zur Institutionalisierung der Konferenz der 

Europäischen Erziehungsminister und zur Ein- 
richtung der Europäischen Erziehungsbehörde, 
nachdem am 21. Januar der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Dahrendorf auf eine Frage 
des Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin) (Druck- 
sache VI/245 Frage A. 43) ausführte, daß die 
Bundesregierung nicht die Institutionalisierung 
der Konferenz der Europäischen Erziehungs- 
minister und nicht die Einrichtung einer Euro- 
päischen Erziehungsbehörde befürworte, in- 
zwischen aber auf einer Informationstagung 
in Brüssel zu hören war, daß das Kanzleramt 
zumindest die Europäische Erziehungsbehörde 
befürworte? 

2. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, sich im Sinn 
Frau Herklotz der Empfehlung 594 der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates vom 26. Januar 1970 an 
dem Plan des Europarates zu beteiligen, den 
Unterricht in modernen Fremdsprachen in der 
Türkei zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3, Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Weigl die noch bestehenden Ortsklassenunterschiede 

durch Ländergesetze aufgehoben werden soll- 
ten? 

4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 

Dr. GÖlter daß an den Grenzübergängen neben der deut- 

schen und der jeweiligen Fahne des Nachbar- 
landes auch die Europa-Fahne gezeigt werden 
darf? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


5. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht der Bundesjustiz- 
von Thadden minister dafür, daß Strafgefangene, die durch 
ihre Tat Privatpersonen Vermögensschaden 
zugefügt haben, leichter zur Wiedergutma- 
chung dadurch instand gesetzt werden, daß 
ihre Arbeitsbelohnung erhöht wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

6. Abgeordneter Wer ist bei den Oberfinanzdirektionen für 

Meister personelle Entscheidungen im Einzelfalle zu- 

ständig, da sie auf der einen Seite Angelegen- 
heiten des Bundes und auf der anderen Seite 
Angelegenheiten der Länder wahrnehmen? 

7. Abgeordneter Bis wann können Antragsteller aus dem Zo- 

Weigl nenrandgebiet mit der Auszahlung der Inve- 

stitionszulage für Investitionen im Jahre 1969 
rechnen? 

8. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung beab- 

Dr, Klepsch sichtigt, die Kilometergeldpauschale zu erhö- 

hen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Ausnahme- 
Ott genehmigung für die Preisauszeichnungspflicht 

(Preisauszeichnungsverordnung vom 18. Sep- 
tember 1969) insbesondere für mittelständische 
Unternehmen zuzulassen, die hochwertige Wa- 
ren wie etwa Pelze, Schmuck etc. ausstellen? 

10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Ott die Preisauszeichnungspflicht potentielle Ein- 

brecher und Diebe angeregt werden könnten, 
strafbare Handlungen zu begehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

11. Abgeordneter Gedenkt das Bundesverteidigungsministerium, 

Würtz die in der Zeit vom 6. Juni bis 3. Juli 1970 

zwischen 4.15 Uhr morgens und 1 Uhr nachts 
auf dem Übungsplatz Bergen-Hohne vorge- 
sehenen Nachtschießen, deren Lärmbelästi- 
gung zur Nachtzeit für die anwesenden Kur- 
gäste in den Kur- und Erholungsorten Falling- 
bostel und Dorfmark (Hauptsaison) untragbar 
wäre, entsprechend einzuschränken oder abzu- 
sagen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

12. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat und sieht die Bun- 

Niegel desregierung zur Finanzierung des geplanten 

Neubaus eines Kreiskrankenhauses in Lichten- 
fels, für das ursprünglich im vergangenen Jahr 
35 Millionen DM veranschlagt waren, nach 
Abgabe der Angebote dieser Tage nunmehr 
auf Grund der Preiskostenentwicklung 55 Mil- 
lionen DM kosten wird? 
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13. Abgeordneter In welcher Höhe wird sich der Bund an der 

Niegel Finanzierung der nunmehr gestiegenen Ge- 

samtkosten des Neubaus des Kreiskranken- 
hauses Lichtenfels beteiligen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


14. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die vom 
Bundesverkehrsminister im September 1969 
gegebene Zusage, der äußere Fernstraßenring 
im Osten von München werde bis 1975 fertig- 
gestellt sein mit der auf Grund des „Bedarfs- 
plans für die Bundesfernstraßen“ durch das 
Bayerische Staatsministerium des Innern ange- 
stellten Berechnung, daß angesichts der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel des 
Bundes erst bis 1983 mit der Fertigstellung 
dieser für die Entlastung des Durchgangsver- 
kehrs durch München höchst bedeutsamen 
Bundesautobahn gerechnet werden kann? 


15. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Warum hat die Bundesregierung den westli- 
chen und südlichen Teil des Fernstraßenrings 
um München (von der Bundesautobahnaus- 
fahrt München-Obermenzing bis zur B 13 
[neu]) entgegen dem Vorschlag des Bayeri- 
schen Staatsministeriums des Innern nicht in 
Dringlichkeitsstufe I, sondern in Dringlich- 
keitsstufe III aufgenommen, und wie verein- 
bart sich diese Entscheidung mit der Tatsache, 
daß in den mit dem Ballungsraum München 
vergleichbaren außerbayerischen Ballungsräu- 
men (vor allem Frankfurt, Ruhrgebiet, Han- 
nover und Hamburg) ähnliche Fernstraßen- 
ringverbindungen bevorzugt in Dringlichkeits- 
stufe I eingestellt wurden? 


16. Abgeordneter 

Leicht 


Wie hoch ist die Summe der Rheinland-Pfalz 
zugewiesenen Mittel im Jahre 1970 für den 
Autobahn- und Fernstraßenbau? 


17. Abgeordneter 

Leicht 


Wie hoch ist die ausgebrachte Sperre bei die- 
sen Mitteln? 


18. Abgeordneter Was ist seit der Eingliederung des Saarlandes 
Brück in die Bundesrepublik Deutschland von der 

Bundesregierung getan worden, um einen An- 
schluß des Saarlandes an das deutsche Wasser- 
straßennetz zu schaffen? 


19. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schulze- rung, den dringenden Vorstellungen der main- 

Vorberg fränkischen Wirtschaft nach vorrangigem Bau 

der Autobahn-Westumgehung Würzburg zu 
entsprechen? 
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20. Abgeordneter Hat die Deutsche Bundespost nach der kommu- 
Dr. Hammans nalen Neugliederung des Kreises Kempen- 

Krefeld die neuen postalischen Ortsbezeich- 
nungen festgelegt, ohne mit den betroffenen 
Gemeinden gesprochen zu haben? 

21. Abgeordneter Ist die Deutsche Bundespost bereit, wenn 
Dr. Hammans Frage 20 bejaht werden muß, dies nachzuho- 
len und noch Änderungen vorzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

22. Abgeordneter Bis zu welcher Obergrenze beabsichtigt die 
Dr. Beermann Bundesregierung, die §§ 8 und 43 des Wohn- 
geldgesetzes ändern zu lassen? 

23. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung eine ent- 
Dr. Beermann sprechende Gesetzesvorlage dem Deutschen 

Bundestag zuleiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

24. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung, nachdem das Kul- 
Frau Dr. Walz tusministerium des Landes Baden-Württem- 
berg mit dem Institut für Ökonometrie und 
Operations-Research ein Ausbildungs-Kapazi- 
täts-Berechnungsverfahren für die wissen- 
schaftlichen Hochschulen entwickelt hat, das 
die Kultusministerkonferenz gebilligt hat und 
das auch vom Wissenschaftsrat empfohlen 
werden dürfte, Möglichkeiten, das Verfahren 
zu beschleunigen, und wann glaubt sie, daß es 
ungefähr abgeschlossen werden könnte? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Unter- 

Dichgans suchung zu veranlassen, die die relative Häu- 

figkeit der verschiedenen Prädikate in den 
Abiturzeugnissen der einzelnen deutschen 
Gymnasien ermittelt und auf diese Weise eine 
korrigierende Bewertung dieser Abiturzeug- 
nisse bei deren Verwendung für die Zulassung 
zum Hochschulstudium ermöglicht? 


Bonn, den 22. Mai 1970 
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